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Verkleinerung des Bebauungsplanentwurfes vom 31.01.2019       Anlage 3b
Heßbrühlstraße (Vai 282)
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Textteil zum Bebauungsplan Vai 282 „Heßbrühlstraße“ 
 
A Planungsrechtliche Festsetzungen 
 
1. Art der baulichen Nutzung     § 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB 
 
1.1 Gewerbegebiete    §§ 8 i. V. m. 1 Abs. 4, 5, 6 und 9 BauNVO 
 

GE1  Zulässig sind folgende Betriebe und Anlagen, sofern diese das 
Wohnen nicht wesentlich stören • Gewerbebetriebe aller Art • Öffentliche Betriebe  • Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude • Anlagen für sportliche Zwecke 

 
Ausnahmsweise können zugelassen werden:  
Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie 
für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebe-
trieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Bau-
masse untergeordnet sind. 
 
Nicht zulässig sind: • Einzelhandelsbetriebe, Bordelle, bordellartige Betriebe, La-

gerhäuser, Lagerplätze, Tankstellen, Wettbüros und 
Fremdwerbung  • Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitli-
che Zwecke • Vergnügungsstätten 

 
GE2 Zulässig sind nur Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, 

die nicht öffentlich genutzt werden. 
 
2. Maß der baulichen Nutzung            § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
   
2.1 Höhe baulicher Anlagen       §§ 16 Abs. 2 i. V. m. 18 Abs. 1 BauNVO 
   
 HbA   in m über NN siehe Einschrieb  
 

Ausnahmen für erforderliche vertikale Erschließungsanlagen 
und Lüftungen können zugelassen werden, sofern sie mindes-
tens um ihre jeweilige Eigenhöhe (Höhe über der Dachfläche) 
von den Gebäudeaußenwänden zurückgesetzt sind, max. 2,0 
m, bei Rückkühlern max. 3,0 m über der festgesetzten HbA 
liegen und in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind. 
Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie können die maxi-
male zulässige HbA bis zu einer Höhe von 2,0 m überschrei-
ten, sofern sie mindestens um ihre Eigenhöhen von der Ge-
bäudeaußenwand zurückgesetzt sind.  

 

Anlage 3b 
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Die festgesetzten Brückenverbindungen (Br) zwischen den 
Gebäuden (lichte Höhe ≥ 3,5 m) können in ihrer horizontalen 
Lage um bis zu 10 m innerhalb der überbaubaren Fläche ver-
schoben werden. Die Brückenverbindungen sind jeweils auf 
eine Verbindung über ein Geschoss beschränkt. 

 
2.2 Grundflächenzahl         § 19 Abs. 4 BauNVO 
  

Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen der in 
§ 19 Abs. 4 BauNVO bezeichneten Anlagen höchstens bis zu 
einer Grundflächenzahl von 0,75 überschritten werden. 

 
3. Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen     § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB 
   
3.1 Stellplätze und Garagen       § 12 Abs. 4 und 6 BauNVO 
   
    Kfz-Stellplätze sind ausschließlich unterirdisch zulässig.  
 

TG In der nicht überbaubaren Grundstücksfläche sind Stellplätze 
nur in den mit TG gekennzeichneten Flächen zulässig. 

 
3.2 Nebenanlagen                                                                         § 23 Abs. 5 BauNVO 
  

Nebenanlagen und sonstige bauliche Anlagen im Sinne des § 
14 BauNVO (auch Müllbehälterstandplätze) sind oberirdisch 
nur in den überbaubaren Grundstücksflächen zulässig (siehe 
auch Bepflanzung der Grundstücksflächen) 

 
4. Mit Geh- und Fahrrechten zu belastende Flächen         § 9 Abs.1 Nr. 21 BauGB 
   

gr, fr Geh- und Fahrrecht für Radfahrer zugunsten der Allgemein-
heit mit einer lichten Höhe von mindestens 3,5 m und einer 
Mindestbreite von 5,0 m. Eine barrierefreie Begeh- und Be-
fahrbarkeit für Radfahrer sowie Personen mit Kinderwägen 
und Rollstühlen ist zu gewährleisten.  

 
Eine Verschiebung bis zu 10 m des festgesetzten Geh- und 
Fahrrechts in der Lage ist zulässig. Jedoch muss das Geh- 
und Fahrrecht im südlichen Bereich zwingend in Verlängerung 
des bestehenden Weges Flurstück 1464 in voller Breite an-
schließen (siehe Regelungen im städtebaulichen Vertrag).  

 
 
5. Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen         § 9 Abs.1 Nr. 24 BauGB 
   
 Maßnahmen zum Lärmschutz  
    Verkehrslärm 

Im GE2 sind an den Außenbauteilen der baulichen Anlagen 
Schallschutzmaßnahmen gemäß DIN 4109 (Schallschutz im 
Hochbau) zu treffen.   
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Hinweise: 
1. DIN 4109 
Die DIN 4109 wird im Amt für Stadtplanung und Stadterneue-
rung, Eberhardstraße 10 (Graf-Eberhard-Bau) 70173 Stuttgart 
in der Planauslage im EG, Zimmer 003 sowie beim Bau-
rechtsamt, Eberhardstraße 33, 70173 Stuttgart beim Bür-
gerservice Bauen im 1. OG zur Einsichtnahme bereitgehalten. 
Zudem kann die DIN 4109 über den Beuth-Verlag GmbH, 
Burggrafenstr. 6, 10787 Berlin bezogen werden. 

 
2. Die schalltechnische Untersuchung des Ingenieurbüros für 
Umweltakustik Heine +Jud, Büro Stuttgart vom 16. Juli 2018,  
ergab folgende Beurteilungspegel: 
Durch den Schienenverkehr ergeben sich Beurteilungspegel 
bis 68 dB(A) tags und 63 dB(A) nachts. Sowohl die Orientie-
rungswerte der DIN 18005 (65/55 dB(A) für Gewerbegebiete) 
werden um 1 bis 3 dB(A) tags und 7 bis 8 dB(A) nachts als 
auch der Grenzwert der 16. BImSchV (69/59 dB(A)) wird 
nachts um bis 4 dB(A) überschritten. Schallschutzmaßnahmen 
gegenüber dem Schienenverkehr sind deshalb erforderlich. 
Das Plangebiet liegt innerhalb der Baugrenze max. im Lärm-
pegelbereich V (siehe schalltechnische Untersuchung). 
 
3. Die jeweiligen maßgeblichen Außenlärmpegel und die 
dadurch erforderlichen passiven Schallschutzmaßnahmen für 
schutzbedürftige Räume nach DIN 4109 (Schallschutz im 
Hochbau) sind im bauordnungsrechtlichen Verfahren gut-
achterlich nachzuweisen. Aufenthaltsflächen im Freien sind in 
geringer belasteten Bereichen anzuordnen. Bauliche Maß-
nahmen können nach DIN 4109 durch Schallschutzfenster, 
Anordnung der Grundrisse usw. erfolgen. 
 

6 Pflanzverpflichtungen   § 9 Abs. 1 Nr. 14, 20 und 25 BauGB 
   
6.1 Bepflanzung der Grundstücksflächen   
   

Die nicht überbaubaren Flächen, ausgenommen Zufahrten 
und Zugänge, sind gärtnerisch als Vegetationsfläche anzule-
gen und dauerhaft so zu erhalten.  

 
pv1 Die Fläche ist gärtnerisch als Vegetationsfläche anzulegen, 

mit standortgerechten und gebietsheimischen Bäumen und 
Sträuchern zu bepflanzen und dauerhaft so zu erhalten. 

 
Ausnahmsweise können Zufahrten bis zu einer Breite von 5 m   
für Fahrräder sowie Gebäudezugänge zugelassen werden. 

 
pv2a Die Fläche ist als Retentions- und Versickerungsfläche herzu-

stellen. Anfallendes unbelastetes Niederschlagswasser ist in 
dieser Fläche zu bewirtschaften. 
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Die Fläche ist dauerhaft zu begrünen, mit standortgerechten 
heimischen Laubbäumen, Sträuchern (siehe Pflanzverpflich-
tung) sowie Stauden und Röhrichten anzupflanzen und so zu 
erhalten. Maximal 25% der Fläche darf durch Wege, Aufent-
haltsbereiche oder vergleichbares versiegelt oder teilversiegelt 
werden.  

 
Bei einer Verschiebung der gr/fr- Fläche ändert sich die Ab-
grenzung der pv2a Fläche entsprechend. 
 
 

 pv2b   wie pv2a 
    Aufenthaltsbereiche sind nicht zulässig. 
 

pv3 Die Fläche ist zu begrünen und mit heimischen Bäumen und 
Sträuchern zu bepflanzen. Die Fläche darf mit einer Tiefgara-
ge mit einer Erdüberdeckung von mindestens 70 cm unterbaut 
werden.  

 Versiegelungen können ausnahmsweise zugelassen werden:  • für erforderliche Fluchtwege  • sofern die max. zulässige Versiegelung von 25% der 
Fläche in den angrenzenden pv2a+b Flächen nicht aus-
geschöpft wurde, kann eine entsprechende Fläche für 
Wege, Aufenthaltsbereiche oder vergleichbares in der 
pv3 Fläche versiegelt werden, Aufenthaltsbereiche je-
doch nur im GE1. 

 
Bei einer Verschiebung der gr/fr- Fläche ändert sich die Ab-
grenzung der pv3 Fläche entsprechend. 

 
pv4 Die besonders erhaltenswerte Eiche ist dauerhaft zu erhalten 

und die Fläche ist zu begrünen (siehe Regelungen im städte-
baulichen Vertrag).   

   
6.2. Dachbegrünung von Flachdächern  
   

Die Dachflächen von Flachdächern und gewölbten Dächern 
(0° bis 7° Dachneigung) sind flächig extensiv zu begrünen und 
dauerhaft zu erhalten. Der Schichtaufbau muss mindestens 12 
cm, die Substratschicht mind. 8 cm betragen. Für die Begrü-
nung sind geeignete Gräser-, Kräuter- und Sprossenmischun-
gen aus heimischen Arten zu verwenden.  

 
Ausnahmsweise ist bei Flachdächern und gewölbten Dächern 
keine Begrünung von Technikgeschossen im Bereich von 
Z=XVIII und Glasdächern erforderlich. 

 
Solaranlagen sind einseitig schräg aufgeständert über der Be-
grünung anzubringen, der Mindestabstand zwischen Substrat-
schicht und Unterkante der Paneele darf 30 cm nicht unter-
schreiten.  



- 5 - 

Alternativ können Solaranlagen flächig ohne Aufständerung 
und ohne Begrünung auf bis zu 40% der Dachflächen herge-
stellt werden. 
Auf bis zu 20% der Dachflächen sind folgende Nutzungen zu-
lässig: • technische Aufbauten • Dachterrassen, durchgängig befestigte Wege • Attika und nicht brennbare Abstandsstreifen 
 
Hinweis: Solaranlagen siehe C Dachgestaltung  

   
6.3. Erdüberdeckung von Tiefgaragen   
   

Die Höhe der Erdüberdeckung bei unterirdischen Garagen 
muss mindestens 0,70 m betragen, sofern die unterirdischen 
Garagen nicht durch das Hauptgebäude überbaut sind. Bis auf 
die Zugangs-/ Zufahrtsbereiche muss die unterirdische Gara-
ge unterhalb des Geländes liegen.   

   
6.4. Bäume  

 Im Gewerbegebiet sind mindestens 73 Bäume neu zu pflan-
zen. Diese müssen zum Zeitpunkt der Pflanzung einen 
Stammumfang von mindestens 20 cm, gemessen 1,0 m über 
Gelände haben (siehe Regelungen im städtebaulichen Ver-
trag). 

 
Die als erhaltenswert festgesetzten Bäume, insbesondere die 
Eiche (pv4) sind zu erhalten. 
Hinweis: Die Maßnahmen zum Erhalt der Eiche entsprechend 
der gutachterlichen Stellungnahme durch Reiner Katzmeier 
zum Erhalt der Eiche vom 16. Dezember 2016 sind umzuset-
zen (siehe Regelungen im städtebaulichen Vertrag). 
 

 
7. Flächen für Aufschüttungen und Abgrabungen        § 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB 
   
 Böschungen und Stützmauern  
   

Soweit der zeichnerische Teil keine weitergehenden Festset-
zungen enthält, können die an die Verkehrsflächen angren-
zenden Flurstücksteile bis zu einer horizontalen Entfernung 
von 2,00 m von der Straßenbegrenzungslinie und bis zu ei-
nem Höhenunterschied von 1,50 m zur Straßenhöhe für Auf-
schüttungen, Abgrabungen, Stützmauern in Anspruch ge-
nommen werden. Diese Festsetzung schließt die Herstellung 
unterirdischer Stützbauwerke (horizontale Ausdehnung 0,10 
m, vertikale Ausdehnung 0,40 m) für die Straße ein. 

   
8.  Zufahrtsbereiche      § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB 
  

Keine Ef/Af  Keine Einfahrt/keine Ausfahrt zulässig 
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B Kennzeichnungen       § 9 Abs. 5 BauGB 
  
 
 Bauliche Vorkehrungen gegen Verkehrsimmissionen  § 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB: 

Der Geltungsbereich wird als Fläche gekennzeichnet, bei deren Bebauung Vor-
kehrungen gegen Verkehrsimmissionen zu treffen sind.  

 
 
C Satzung über örtliche Bauvorschriften         § 74 LBO 
 
1. Dachgestaltung                  § 74 Abs.1 Nr. 1 LBO 
  
1.1. Dachneigung  
   

D0 Dächer sind als Flachdach (0° bis 7 ° Neigung) auszubilden.  
Ausnahmsweise sind im Bereich HbA 444,50 m gewölbte Dä-
cher mit einer Neigung von max. 7° zulässig (siehe auch A 6.2 
Dachbegrünung). 
 

   
1.2. Solaranlagen 

Solaranlagen auf den Dachflächen sind um ihre Eigenhöhe 
von der Gebäudeaußenwand zurückzusetzen.  

   
1.3 Dachterrassen  

Absturzsicherungen von Dachterrassen und dergleichen sind 
als Geländer oder als baulich nicht geschlossene oder trans-
parente Brüstungen herzustellen. Sie sind um ihre Eigenhöhe 
von der Gebäudeaußenwand zurückzusetzen.  

   
2. Einfriedigungen                 § 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO 

Einfriedigungen sind im Geltungsbereich nicht zulässig. Aus-
nahmsweise ist entlang der Liebknechtstraße ein Sichtschutz 
zulässig, wenn es sich um eine Hecke handelt, die max. 1,5 m 
hoch und von der Verkehrsfläche mind. 1,5 m entfernt ist. 

   
3. Müllbehälterstandplätze                 § 74 Abs.1 Nr. 3 LBO 

Die Müllbehälterstandplätze sind in die Gebäude zu integrie-
ren. 
Hinweis: im Übrigen gilt die Satzung über Abfallvermeidung 
und Abfallentsorgung der Stadt Stuttgart. 

   
4. Werbeanlagen                  § 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO  

Werbeanlagen -auch Schriftzüge samt Logo, auch beleuchtet-  
sind im Bereich Z=XVIII an den Fassadenseiten max. zweimal 
nur in Ausrichtung auf das nördlich der Heßbrühlstraße an-
grenzende Gewerbegebiet zulässig, höchstens jedoch bis un-
terhalb der Traufe und jeweils mit folgenden Maximalabmes-
sungen: 8,0 m Länge und 2,0 m Höhe. 
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Am Haupteingang in Ausrichtung zur Platzsituation bei der Ei-
che (pv4) darf ein in die Fassade integrierter Schriftzug samt 
Logo -auch beleuchtet- mit insgesamt maximal 6,5 m Länge 
und 1,5 m Höhe angebracht werden.  
 
Ansonsten sind Werbeanlagen nur an Gebäudefassaden bis 
zur Brüstungsgrenze des 3. OG in Form von Einzelbuchsta-
ben zulässig (Gesamthöhe max. 1,0 m, Gesamtlänge max. 10 
m). Werbeanlagen mit wechselndem und/oder bewegtem Licht 
sowie freistehende Werbeanlagen sind nicht zulässig.  
 
An den südlichen Fassaden zur Retentionsfläche pv2a und b hin 

und entlang des Feldwegs 1464 (östliche Abgrenzung des 
Geltungsbereichs) sind Werbeanlagen nicht zulässig (siehe 
städtebaulicher Vertrag). 
 
Ein grundstücksbezogenes Orientierungssystem mit Hinweis-
schildern/Pylonen ist ausnahmsweise zulässig.  

   
5. Außenantennen                    § 74 Abs. 1 Nr. 4 LBO 

Als Außenantenne ist nur eine Gemeinschaftsantenne zuläs-
sig. 

 
6.  Gestaltung, Bepflanzung und Nutzung der unbebauten Flächen der bebauten 

Grundstücke                  § 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO 
Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind, soweit sie 
nicht als Wege, Zugänge oder Zufahrten, Terrassen genutzt 
werden, gärtnerisch als Vegetationsfläche anzulegen und 
dauerhaft so zu erhalten.  
 

D Hinweise  
  
1. Pflichten des Eigentümers                                              § 126 Abs. 1 BauGB 
 Der Eigentümer hat das Anbringen von  

1. Haltevorrichtungen und -leitungen für Beleuchtungskörper der Straßenbe-
leuchtung einschließlich der Beleuchtungskörper und des Zubehörs sowie 

2. Kennzeichen und Hinweisschilder für Erschließungsanlagen  
auf seinem Grundstück zu dulden. 

  
2. Aufteilung der Verkehrsflächen  

Änderungen der als Richtlinie dargestellten Aufteilung der im Bebauungsplan fest-
gesetzten Verkehrsflächen sind im Rahmen des zu erstellenden Straßenbaupro-
gramms zulässig.  

  
3. Höhenangaben  

Die im Plan eingetragenen Höhen beziehen sich auf Höhen im neuen System (m 
ü. NN). Auskunft über Umrechnungsfaktoren zwischen Höhen im alten und neuen 
System erteilt das Stadtmessungsamt. Ergänzende Angaben über die Höhenlage 
der Verkehrsflächen macht das Tiefbauamt. 
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4. Bodenfunde Bodendenkmalpflege  
Nach § 20 Denkmalschutzgesetz (DSchG) sind Funde, von denen anzunehmen 
ist, dass an ihrer Erhaltung aus wissenschaftlichen, künstlerischen oder heimatge-
schichtlichen Gründen ein öffentliches Interesse besteht, unverzüglich einer 
Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde oder der nächsten Polizeidienststelle 
zu melden. Der Beginn der Erschließungs- und Erdarbeiten (Humusabtragung) ist 
der Denkmalschutzbehörde drei Wochen vorher mitzuteilen. 

 
5. Wasserschutz  

An drei Grundwasserbeobachtungspegeln wurden ein Jahr lang Grundwasser-
standsbeobachtungen durchgeführt. Die Grundwasserstände schwanken gering. 
In der nordwestlichen Ecke des Plangebiets zwischen 429,95 und 431,21 m, in der 
südwestlichen Ecke zwischen 426,94 und 429,01 m und in der südöstlichen Ecke 
zwischen 423,67 und 425,38 m. 

 
Erdaufschlüsse und Freilegungen von Grundwassererschließungen sind gemäß § 
43 WG der Unteren Wasserbehörde im Amt für Umweltschutz anzuzeigen bzw. 
eine wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen. 
 
Eine wasserrechtliche Genehmigung für die Herstellung der Untergeschosse ist 
erforderlich. 
 
Im bauordnungsrechtlichen Genehmigungsverfahren bzw. wasserrechtlichen Er-
laubnisverfahren werden soweit erforderlich Auflagen und Regelungen zum 
Schutz des Grundwassers getroffen. 
  

6.  Bodenschutz   
Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bundesboden-
schutzgesetzes (BBodSchG) sowie des Landesbodenschutz- und- Altlastengeset-
zes (LBodSchAG) wird hingewiesen. In diesem Sinne gelten für jegliche Bauvor-
haben die getroffenen Regelungen zum Schutz des Bodens. 

 
7. Ingenieurgeologische Beratung   

Zur Abklärung von Baugrundaufbau und Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfä-
higkeit des Gründungshorizontes wird eine ingenieurgeologische Beratung durch 
ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 

 
8. Kampfmittelbeseitigung 

Luftbilder aus den Jahren 1943 bis 1945 und Unterlagen zeigen, dass die Umge-
bung des Untersuchungsgebietes mit Sprengbomben bombardiert worden ist. 
Teilbereiche des Geltungsbereiches sind aufgrund der Befunde als bombardierte 
Bereiche zu bezeichnen. Für diesen Teilbereich des Untersuchungsgebiets ist ei-
ne nähere Überprüfung durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst Baden-
Württemberg erforderlich. Vor Beginn der Erschließungs- und Erdarbeiten sind 
zwischen dem Bauherrn und dem Kampfmittelbeseitigungsdienst Baden-
Württemberg ggf. notwendige Maßnahmen abzuklären und in die Wege zu leiten. 
Die Kosten der notwendigen Maßnahme sind vom Bauherren zu tragen. 

 
9. Altlasten  

Im Bereich der Gebäude Liebknechtstraße 39, 41, 43, 45 und 45/1 ist aufgrund der 
Vornutzung mit entsorgungsrelevanten Flächen zu rechnen (Ausweisung dieser 
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Flächen im Informationssystem Altlasten Stuttgart (ISAS)). Auskünfte hierüber er-
teilt das Amt für Umweltschutz. Über die chemischen Untersuchungen wurden Pa-
rameterüberschreitungen für unbelastete Böden festgestellt. Es wird eine Altlas-
tenerkundung über die Auffüllungen und Deckschichten zur Eingrenzung des 
schadstoffhaltigen Bereichs empfohlen. Ergänzend sind auch Platzbefestigungen 
der Sportanlagen auf Überschreitungen von umweltrelevanten Parametern zu un-
tersuchen. 

 
10. Artenschutz 

Vor Beginn von Baumaßnahmen sowie bei Fäll- und Schnittarbeiten an Bäumen 
und Gehölzen ist zu prüfen, inwieweit durch Abbruch und Umbau von Gebäuden 
sowie durch die Beseitigung von Gehölzen die Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
(Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtsstätten) besonders geschützter Tierarten be-
schädigt oder zerstört oder Individuen der streng geschützten Tierarten gestört 
und damit die Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG ausgelöst werden könnten. 
Ist dies der Fall, so ist eine Entscheidung bei der zuständigen Naturschutzbehörde 
einzuholen.  

 
11. Baumpflanzungen in Verkehrsgrün- und Verkehrsflächen/Schutzmaßnahmen 

Vorhandene Bäume in Verkehrsgrünflächen 
Um Beschädigungen vorhandener Leitungen und Kabel im Bereich von geplanten 
Baumstandorten zu vermeiden, sind entsprechende Schutzmaßnahmen (Wurzel-
schutzfolie, Flüssigboden) zu treffen. Auf die Vereinbarung zwischen dem Tief-
bauamt mit Eigenbetrieb Stadtentwässerung und dem Garten-, Friedhofs- und 
Forstamt über Baumpflanzungen im Bereich von bestehenden Entwässerungska-
nälen und die Verlegung bzw. Reparatur von Entwässerungskanälen im Bereich 
von bestehenden Bäumen (Mai 2012) wird hingewiesen.  
Im Bereich der Verkehrsflächen sind Hochstämme zu verwenden, um Sichtbehin-
derungen zu vermeiden. 

 
12.  Bahnanlagen 

In unmittelbarer Nähe der elektrifizierten Bahnstrecke oder Bahnstromleitungen ist 
mit der Beeinflussung von Monitoren, medizinischen Untersuchungsgeräten und 
anderen auf magnetische Felder empfindlich reagierenden Geräten zu rechnen. 
Es obliegt dem Bauherrn, für entsprechende Schutzvorkehrungen zu sorgen.  
 
Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen können Emissio-
nen (insbesondere Luft- und Körperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z. B. 
durch Bremsstäube, elektrische Beeinflussungen durch magnetische Felder etc.) 
entstehen, die zu Immissionen an benachbarter Bebauung führen können.  
 
Gegen die aus dem Eisenbahnbetrieb ausgehenden Emissionen sind erforderli-
chenfalls von den einzelnen Bauherren auf eigene Kosten geeignete Schutzmaß-
nahmen vorzusehen bzw. vorzunehmen.  
 
Bei Planungen und bei Baumaßnahmen im Umfeld der Bahnanlagen ist die Deut-
sche Bahn AG jeweils zu beteiligen (Voranfragen, Angrenzerverfahren). 

 
13.      Abstimmung mit Leitungsträgern 

Eine rechtzeitige Abstimmung mit den Leitungsträgern wird aufgrund im Geltungs-
bereich vorhandener Anlagen empfohlen. 
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14.  Außenbeleuchtung 

Die Außenbeleuchtung soll energiesparend, streulichtarm und insektenverträglich 
erfolgen. Die Betriebszeiten der Außenbeleuchtungskörper an Gebäuden und Ge-
bäudezugängen sind durch Zeitschaltungen soweit wie möglich zu verkürzen. 

 
15.  Qualifizierter Freiflächengestaltungsplan 

Im Baugenehmigungsverfahren ist ein mit dem Amt für Stadtplanung und Stadter-
neuerung abgestimmter qualifizierter Freiflächengestaltungsplan als Teil des Bau-
antrags vorzulegen. 

 
16. Vermeidung Vogelschlag 
 Glas- und Fensterfronten sind so zu konstruieren, dass Vogelschlag vermieden 

wird. Die Empfehlungen der Schrift: Schmidt, H. et al. Vogelfreundliches 
Bauen mit Glas und Licht, Schweizerische Vogelwarte, Sempach 2008 sind zu 
beachten. Bei Planung von Gebäuden mit Glas- und Fensterfronten ist ein 
qualifiziertes ökologisches Fachbüro einzuschalten. 

 
 
 
 
 


